Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drudesache N[r* 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
BK 873/49 (HI) 


Bonn, den ir. Februar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über eine 
vorübergehende Erweiterung der Geschäfte 
der Hypotheken- und Schiffspfandbrief banken 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 27. Januar 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Dn Adenauer 


^rück j äofth er t^iversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Borirl 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine vorübergehende Erweiterung der Geschäfte 
der Hypotheken- und Schiftspfandbriefbanken 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Hypothekenbankejn und Schiffspfandbriefbanken dürfen 
außer den in § 5 des Hypothekenbankgesetzes und § 5 des 
Schiffsbankgesetzes genannten Geschäften bei der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
bei anderen Kapitalsammelstellen Darlehen zwecks Gewährung 
hypothekarisch gesicherter Darlehen aufnehmen und für sie 
Sicherheiten bestellen. 

(2) Verträge über die 'Aufnahme von Darlehen nach Absatz 1 
dürfen nur bis zum 31. Dezember 1955 geschlossen werden. 

§ 2 

Nach § 1 aufgenommene Darlehen werden auf den Betrag an- 
gerechnet, bis zu dem Hypothekenbanken und Schiffspfandbrief- 
banken nach §§ 7, 41 Absatz 2, § 46 Absatz 2 und 3, § 48 Absatz 1 
des Hypothekenbankgesetzes und § 7 des Schiffsbankgesetzes Hy- 
pothekenpfandbriete, Schuldverschreibungen und Schiffspfand- 
briefe ausgeben und Darlehen bei der Deutschen Rentenbank- 
Kreditanstalt aufnehmen dürfen. 

§ 3 

Die Aufsichtsbehörde kann zulassen, daß die nach § 22 des 
Umstellungsgesetzes umgestellten Hypothekenpfandbriefe, Schuld- 
verschreibungen und Schiffspfandbriefe bei Berechnung des Be- 
trages außer Betracht bleiben, bis zu dem Hypothekenbanken 
und Schiffspfandbriefbanken nach §§ 7, 41 Absatz 2, § 46 Absatz 2 
und 3, § 48 Absatz 1 des Hypothekenbankgesetzes und § 7 des 
Schiffsbankgesetzes Hypothekenpfandbriefe, Schuldverschreibun- 
gen und Schiffspfandbriefe ausgeben und Darlehen bei der Deut- 
schen Rentenbank-Kreditanstalt und nach § 1 aufnehmen dürfen. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird nach Zustimmung des Bundes- 
rats hiermit verkündet. 


Bonn, den 


1950 


Der Bundespräsident 
Der Bimdeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 


2 



Begründung 

Der Wirtschaftsrat der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes hatte am 19. Januar 1949 ein Gesetz über eine vorüber- 
gehende Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- und Schiffs- 
pfandbriefbanken (E. C.O. 85) beschlossen, um den Kreditinstitu- 
ten die Mitwirkung an der Finanzierung von Bauvorhaben des 
Wohnungsbaues und des Schiffsbaues zu ermöglichen. Bipartite 
Board hatte dem Gesetz die Genehmigung in erster Linie des- 
wegen versagt, weil die Zuständigkeit des Wirtschaftsrats auf dem 
Gebiete des Bankwesens nicht gegeben und durch die Anordnung 
Nr. 3 auf Grund des Artikels III (5) der Proklamation Nr. 7 / 
Verordnung Nr. 126 (Beilage Nr. 1 zum Gesetzblatt der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 1949 S. 19) nur für 
Gesetze über die Errichtung und die Aufgaben einer Kreditanstalt 
für Wiederaufbau gewährt worden sei (Drucksache Nr. 1024 des 
Wirtschaftsrats). 

Um den Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken die Möglich- 
keit zu geben, zur Durchführung von Wiederaufbauvorhaben Dar- 
lehen bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau aufzunehmen und 
aus den auf genommenen Mitteln hypothekarisch gesicherte Dar- 
lehen zu gewähren, beschloß der Wirtschaftsrat daraufhin am 
24. Juni 1949 in § 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
vom 5. November 1948 (WiGBl. S. 123) (E.C.O. 133) eme Er- 
weiterung der Geschäfte der Hypotheken- und Schiffspfandbnef- 
banken hinsichtlich dieser Darlehen. Auch diese Vorschrift fand 
nicht die Zustimmung von Bipartite Board, der den Täti^k'^its- 
bereich der Hypothekenbanken nicht in einem Gesetz erweitert 
sehen wollte, das die Verfassung der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau ändere (Drucksache Nr. 1611 des Wirtschaftsrats). 

Zur Förderung des Wohnungsbaues und des Schiffsbaues bedarf 
es der Gewährung langfristiger Kredite in weitem Umfange 
Hierzu sind vornehmlich die Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken berufen. Bei der Schwäche des Kapitalmarktes ist es 
jedoch noch nicht möglich, langfristiges Sparkapital in dem volks- 
wirtschaftlich erwünschten Ausmaß durch Ausgabe von Pfandbrie- 
fen aufzubringen. Einstweilen sind die Hypotheken- und Sdiiffs- 
pfandbriefbanken darauf angewiesen, sich langfristiges Kapital 
durch Aufnahme von Globaldarlehen bei Kapitalsammelstellen zu 
beschaffen, die selbst als Darlehnsgeber des einzelnen Bauherrn 
nicht in Frage kommen. Die Aufnahme von Globaldarlehen zum 
Zwecke der Weitergabe als Hypothekendarlehen gehört nidht zu 
den Geschäften, die Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
nach § 5 des Hypothekenbankgesetzes und § 5 des Schiffsbank- 
gesetzes vom 8. April 1943 (RGBl. I S. 241) betreiben dürfen. Nur 
7um Zwecke der Aufnahme von Darlehen bei der Deutschen Rpn- 
tenbank-Kreditanstalt war das Hypothekenbankgesetz durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Hypotheken- 
bankgesetzes vom 26. Januar 1926 (RGBl. I S. 97) geändert und 
ergänzt worden. 

Um dem Bedürfnis nach möglichst umfassender Kreditgewäh- 
rung für Zwecke des Wohnungsbaues und Schiffsbaues zu ent- 
sprechen, sieht § 1 des Entwurfs vor, daß die Banken Global- 
darlehen bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau und bei anderen 
Kapitalsammelstellen (z. B. Versicherungsunternehmen, Sozial- 
versicherungsträger) aufnehmen dürfen. Die Zulassung der Auf- 
nahme von Darlehen bei anderen Kapitalsammelstellen ist erfor- 
derlich, um auch die Geldmittel dieser Stellen dem langfristigen 
Realkredit zuzuführen. Die Darlehnsaufnahme bei anderen Ka- 
pitalsammelstellen ist an die Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
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geknüpft worden, um eine laufende Kontrolle der Kapitalbeschaf- 
fung bei anderen Stellen als der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
zu gewährleisten. Sicherheiten für die Globaldarlehen könner 
durch Pfandbriefe, aber auch durch Abtretung oder Verpfändung 
der aus den Darlehen gewährten Hypotheken bestellt werden. 

Die Erleichterung der Kapitalbeschaffung durch Aufnahme vor 
Globaldarlehen soll den Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken nur vorübergehend gestattet sein; daher dürfen nach § 1 
Absatz 2 des Entwurfs Verträge über die Aufnahme von Darlehen 
nur bis zum 31. Dezember 1955 geschlossen werden. Zu diesem 
Zeitpunkt bereits wirksam geschlossene Verträge sind nach den 
Vo’-^chriften des Hypothekenbankgesetzes, die Schiffsbankgesetze? 
und dieses Gesetzentwurfs abzuwickeln. 

Nach § 2 des Entwurfs werden die nach § 1 aufgenommenen 
Darlehen auf den Betrag angerechnet, bis zu dem die Banken 
Pfandbriefe und Schuldverschreibungen ausgeben und Darlehen 
bei der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt aufnehmen dürfen. 
Dadurch wird gewährleistet, daß die nach § 1 aufgenommenen 
Darlehen in dem gleichen angemessenen Verhältnis zu dem Eigen- 
kapital der Bank stehen, wie dies in §§ 7, 41 Absatz 2, § 46 Ab- 
satz 2 und 3, 5 48 Absatz 1 des Hypothekenbank gesetzes und § 7 
des Schiffsbankgesetzes für Pfandbriefe und Schuldverschreibun- 
gen sowie für Darlehen der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt 
vorgesehen ist. 

Schon vor der Währungsumstellung war der Spielraum zwi- 
schen dem sich nach dem Eigenkapital und der Bank richtenden 
Betrage, bis zu dem Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
Pfandbriefe und Schuldverschreibungen ausgeben und Darlehen 
bei der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt aufnehmen dürfen 
(Umlaufsgrenze), und dem tatsächlichen Umlauf an Pfandbriefen 
zuzüglich des Bestandes an Globaldarlehen der Deutschen Renten- 
bank-Kreditanstalt bei vielen Instituten sehr gering geworden. 
Durch die Vorschriften des Währungsrechtes ist die Möglichkeit, 
neue Pfandbriefe auszugeben und Globaldarlehen aufzunehmen, noch 
stärker eingeschränkt worden. Nach § 22 des Umstellungsgesetzes 
sind nämlich die Ansprüche aus den auf Reichsmark lautenden 
Pfandbriefen und Schuldverschreibungen im Verhältnis von 10:1 
auf Deutsche Mark umgestellt worden; nach §§ 13, 16 des Um- 
stellungsgesetzes und § 1 der 40. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz gilt dasselbe Umstellungsverhältnis für die 
Darlehen der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt und die der 
Deckung der Pfandbriefe und Schuldverschreibungen dienenden 
Hypotheken, Entsprechend ist das vorläufige Eigenkapital der 
Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken, das das Grundkapital 
und die gesetzliche Rücklage in sich schließt, nach § 5 der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz (Banken- 
verordnung) in der Fassung des Artikel T Nr. 3 der 36. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz (Eigenkapital der 
Geldinstitute) in der Weise zu bilden, daß das Geldinstitut 20 
V. H. des früheren Eigenkapitals in Reichsmark, soweit es 300 000 
Reichsmark nicht übersteigt, und 10 v. H. des übersteigenden 
Reichsmarkeigenkapitals einstellen darf. Damit hat sich der bis- 
her schon fast ausgeschöpfte Spielraum für Neuausgabe von 
Pfandbriefen auf etwas über 1/10 verringert. 

Nach dem Ende der Inflation hat der Gesetzgeber einer ähn- 
lichen Sachlage durch Artikel IV der Verordnung über die wei- 
tere Durchführung der Aufwertung von Pfandbriefen und ver- 
wandten Schuldverschreibungen vom 28. Juli 1926 (RGBl. T 
S. 423) Rechnung getragen, indem er die Aüf Sichtsbehörde er- 
mächtigte, auf Antrag einer Hypothekenbank zuzulassen, daß Li- 
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quidationS“ und Mobilisierüngsgoldpfandbriefe bei der Feststel- 
lung des Betrages, bis zu dem die Hypothekenbank Pfandbriefe 
ausgeben darf, ganz oder teilweise außer Betracht bleiben. Ent- 
sprechend der damaligen Regelung sieht § 3 des Entwurfs vor, 
daß die Aufsichtsbehörde zulassen kann, daß die nach § 22 um- 
gestellten Pfandbriefe und Schuldverschreibungen bei der Fest- 
stellung des Betrages außer Betracht bleiben, bis zu dem die 
Banken Pfandbriefe und Schuldverschreibungen ausgeben und 
Darlehen bei der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt und nach 
§ 1 des Entwurfs aufnehmen dürfen. Nur durch eine solche Vor- 
schrift wird die Aufnahme weiterer Globaldarlehen in dem er- 
wünschten Maße ermöglicht und der Zweck des Gesetzes erreicht 
Ein Risiko der Gläubiger von Pfandbriefen in alter Währung 
besteht nicht, da die an erster Stelle stehenden Deckungshypothe- 
ken auf ein Zehntel ihre Reichsmarkbetrages zusammengeschmol- 
zen sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

des Deutschen Bundesrates zu dem Entwurf eines Gesetzes über 
eine vorübergehende Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken. 

Der Deutsche Bundesrat stimmt dem Gesetzentwurf zu, schlägt 
jedoch vor: 

a) im § 1 Absatz 2 die Jahreszahl „1955” durch die Jahreszahl 
„1953” zu ersetzen; 

b) im § 3 (erste Zeile) zwischen den Worten „kann” und „zulassen* 
die Worte einzufügen: „bis zum 31. Dezember 1953”; 

c) im § 2 und im § 3 die Bezeichnung „Deutsche Rentenbank- 
Kreditanstalt” zu ersetzen durch „ Land wir tschaftlidie Rentenbank”. 

Zu a und b: 

Die Aufnahme -von Globaldarlehen bei Kapitalsammelstellen liegt 
an sich außerhalb des herkömmlichen Aufgabenbereichs der Hypo- 
thekenbanken und Schiffspfandbriefbanken. Der Bundesrat ist des- 
halb der Auffassung, daß die Erweiterung des Geschäftsbereichs 
dieser Institute auf den Zeitpunkt befristet werden sollte, zu dem 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme von ERP-Mitteln entfällt. 
Entsprediendes gilt für die im § 3 vorgesehene Regelung. 

Zu c: 

Die Änderung der Geschäftsbezeichnung ergibt sich aus dem vom 
Wirtschaftsrat beschlossenen Gesetz über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank vom 11. Mai 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets Seite 77). 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Vorschlägen des 
Deutschen Bundesrates. 

Zu den Vorschlägen des Deutschen Bundesrates nimmt die Bundes- 
regierung folgendermaßen Stellung: 

Zu a und b: 

S 1 des Entwurfs gestattet den Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken die Aufnahme von Globaldarlehen nicht nur bei der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau, sondern auch bei anderen Kapital* 
sammelstellen. Für die Aufnahme von Globaldarlehen bei der Kredit- 
anstalt fürWiederaufbau hatte es vielleicht genügt, wenn die Aufnahme 
dieser Darlehen auf den Zeitpunkt befristet wird, zu dem die Mög- 
lichkeit einer Inanspruchnahme von ERP-Mitteln entfällt. Dies wäre 
der 31. Dezember 1953. Es ist jedoch noch nicht sicher, ob die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau nach Wegfall der ERP-Mittel ihren 
Geschäftsbetrieb einstellt, oder ob sie dann nicht auf Grund anderer 
Mittel weiterhin als Kapitalverteilungsstelle bestehen bleibt. 

Bei den anderen Kapitalsammelstellen kommt eine solche Befristung 
wegen Fortfall der Mittel nicht in Betracht. Es besteht deshalb kein 
Anlaß, die Aufnahme von Globaldarlehen bei ihnen auf den Zeit- 
punkt des Wegfalls der ERP-Mittel zu befristen. Die wichtigen Auf- 
gaben, die die Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken in den 
nächsten Jahren auf dem Gebiet des Wohnungs- und Schiffsbaucs 
zu erfüllen haben, sollten deshalb nicht durch eine zu kurze Be- 
fristung der Aufnahme von ^Globaldarlehcn bei anderen Kapital- 
sammelstellen beeinträchtigt werden. 

Es sollte daher entgegen dem Vorschlag des Bundesrats bei dem in 
dem Entwurf vorgesehenen Zeitpunkt des 31. Dezember 1955 ver- 
bleiben. 

Zu c: 

Die Bezeichnung „Deutsche Rentenbank-Kreditanstalt" kann nicht 
durch „Landwirtschaftliche Rentenbank” ersetzt werden. Es stellt 
dies eine sachliche Änderung des Entwurfs dar. 

Die Deutsche Rentcnbank-Kreditanstalt befindet sich zwar zur Zeit 
in Abwicklung; ihre Aufgaben sind von der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank übernommen. Die Landwirtschaftliche Rentenbank ist 
aber weder mit der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt identisch, 
noch ist sie ihre Rechtsnachfolgerin; es handelt sich also nicht um 
eine bloße Änderung der Geschäftsbezeichnung. 

Würde in §§ 2, 3 des Entwurfs die Landwirtschaftliche Rentenbank 
an die Stelle der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt treten, so 
hätte dies sachlich zur Folge, daß die von den Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken bei der Deutschen Renten bank-Kreditanstalt 
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aufgenommenen Darlehen bei der Berechnung des Betrages nach 
§§ 2, 3 nicht mehr berücksichtigt zu werden brauchten, sondern 
nur etwaige neue bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank auf- 
genommene Darlehen. Da die von den Hypothekenbanken 
bei der Deutschen Rentenbank -Kreditanstalt auf genommenen 
Darlehen noch nicht abgewickelt sind, würde eine solche Ände- 
rung die Höhe des Betrages beeinflussen. Das ist aller Wahr- 
scheinlichkeit nach nicht im Sinne des Bundesrats. Offenbar will 
der Bundesrat durch seinen Vorschlag auch die bei der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank aufgenommenen Darlehen einbezogen wis- 
sen. Sollte dies der Grund seines Vorschlags sein, so bedarf es der 
Erwähnung der Landwirtschaftlichen Rentenbank neben der Deut- 
schen Rentenbank-Kreditanstalt in §§ 2, 3 des Entwurfs nicht, weil 
sich dies schon aus § 19 des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 77) ergibt. Nach § 19 
dieses Gesetzes gelten in gesetzlichen Vorschriften enthaltene Bestim- 
mungen, die die Darlehensaufnahme bei der Deutschen Rentenbank- 
Kreditanstalt betreffen, auch für die Darlehensaufnahme bei der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank. Bei letzterer aufgenommene Dar- 
lehen sind daher ebenso bei der Berechnung der Beträge zu berück- 
sichtigen wie bei der Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt aufge- 
nommene Darlehen. 

Es muß daher in §§ 2, 3 des Entwurfs bei der Anführung der 
„Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt” verbleiben; es kann nicht an 
Stelle dieser Bank die „Landwirtschaftliche Rentenbank” treten. 
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